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Institutionelle Alternativen zu  
Public-Private-Partnerships
Kommunale Eigenleistung, Public-Public-Partnerships und Contracting-Out

Christoph Reichard

Anliegen dieses Beitrages ist es in erster Linie, das breite institutionelle Spek-
trum bei der Erbringung kommunaler öffentlicher Dienstleistungen und die 
bei den verschiedenen institutionellen Alternativen auftretenden Vor- und 
Nachteile zu beleuchten. Auf dieser Basis soll dann herausgearbeitet werden, 
wie eine vernünftige Wahlentscheidung aussehen könnte. In diesem Beitrag 
wird auf das Thema „Public-Private-Partnerships“ (PPP) kaum eingegangen, 
weil dem ein eigener Beitrag gewidmet ist. Demgegenüber wird der Variante 
der „Public-Public-Partnerships“, also dem Thema der Verwaltungskoopera-
tion, besondere Aufmerksamkeit gewidmet.

A. Leitbild des Gewährleistungsstaates

Der öffentliche Sektor in den meisten Industriestaaten wandelt sich seit ei-
niger Zeit vom produzierenden Staat zum Gewährleistungsstaat. Zunächst ge-
schah dies vor allem auf der rhetorischen und akademisch-konzeptionellen 
Ebene, aber inzwischen ist dies auch in der praktischen Umsetzung sichtbar. 
Es wächst die Einsicht, dass der Staat nicht notwendigerweise alle öffentli-
chen Leistungen selber erbringen muss. Vielmehr erscheint es angemessen, 
dass der Staat die politisch gewollten und finanzierbaren Leistungen gewähr-
leistet und entscheidet, welche Leistungen staatlicherseits selbst erbracht 
und welche von Dritten geliefert werden sollen.1

Das Paradigma des Gewährleistungsstaates soll deutlich machen, dass der 
Staat sich weiterhin um die Aufgabenerfüllung kümmert. Er stellt sicher (ge-
währleistet), dass bestimmte politisch erwünschte öffentliche Aufgaben erfüllt 
werden, muss diese aber nicht notwendigerweise alle selbst erbringen. Er steht 
damit vor einer Wahlentscheidung, welche Leistungen selbst zu erbringen 
sind, welche von Dritten geliefert oder in Kooperation erstellt werden sollen. 

1	 Vgl. Schuppert (Hrsg.), Der Gewährleistungsstaat – ein Leitbild auf dem Prüfstand, 2005; Reichard, 
Öffentliche Dienstleistungen im gewährleistenden Staat, in: GÖW (Hrsg.), Öffentliche Dienstleis-
tungen für die Bürger, 2006, S. 53-79.
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Damit verändert sich die Rolle des Staates vom alleinigen Produzenten zum 
Gewährleister. Er nimmt einige neue Funktionen wie z. B. Anreger, Modera-
tor, Anschubfinanzier, Steuerer bzw. Koordinator wahr, die zuvor im Handeln 
des Staates nur eine begrenzte Rolle gespielt haben. Gerade von rechtswis-
senschaftlicher Seite ist in die deutsche Debatte der Gedanke der Verantwor-
tungsstufung und –teilung2 herein getragen worden. Diese geht von einer neuen 
Anordnung der Verantwortlichkeiten aus, wobei die grundsätzliche Sicherstel-
lung der Leistungserbringung weiter beim Staat liegt (Gewährleistungsverant-
wortung), die Vollzugsverantwortung aber bei den mit der Produktion tatsäch-
lich betrauten Leistungserbringern angesiedelt ist. Daneben gibt es sicherlich 
noch weitere Verantwortungskategorien, wobei z.B. die Auffangverantwortung 
– z.B. bei privaten Insolvenzen – eine besondere Rolle spielen kann.

Aus diesem Paradigma ergeben sich neue Anforderungen an die Kommu-
nen im gewährleistenden Staat3:

Herausbildung der Auftraggeber- und Besteller-Funktion;tt

verstärkte Notwendigkeit der Planung (z.B. Nahverkehrsplan als Ba-tt

sis für ÖPNV-Leistungsauftrag);
Leistungsbeschreibungen, Vergabe-Management; Ausschreibungs-tt

Wettbewerb;
Vertragsmanagement, Regulierung;tt

Controlling, Monitoring, Sicherstellung der Leistungserbringung tt

(Auffangverantwortung);
Leistungs- und Wirkungs-Evaluierung;tt

Kooperationsmanagement (Netzwerk-Koordinator);tt

Sicherstellung von Transparenz und Publizität.tt

Als Folge des Ansatzes des Gewährleistungsstaats ergeben sich im öf-
fentlichen Sektor zusätzliche institutionelle Arrangements, die zu erweiterten 
Wahlmöglichkeiten (institutional choice) sowohl für die Bürger als Konsu-
menten und Leistungsempfänger wie für den Staat als Auftraggeber und 
Besteller führen.4 Es bieten sich drei generelle Optionen, wie sie im Thema 
des Beitrages bereits zum Ausdruck kommen: Der Staat bzw. die Kommune 
können eine öffentliche Leistung in Eigenleistung erstellen, sie können dies in 
Kooperation mit öffentlichen oder privaten Partnern tun oder sie können die-
se Leistung zeitweise oder auf Dauer auf Dritte auslagern. Diese verschiede-
nen Optionen finden sich in einer Gemengelage zwischen Hierarchie, Markt 
bzw. Kooperation (siehe Abbildung 1).

2	 Z.B. Schuppert (Fn. 1).
3	 Libbe/Trapp/Tomerius, Gemeinwohlsicherung als Herausforderung – umweltpolitisches Handeln 

in der Gewährleistungskommune, DIFU Networks-Paper Nr. 8, 2004, S. 134 ff.
4	 Vgl. Reichard, New Institutional Arrangements of Public Service Delivery, in: Reichard/Mussari/Kup-

ke (Hrsg.), The Governance of Services of General Interest between State, Market and Society, 2006, 
S. 35-47.
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Abb.1 

Quelle: eigene Darstellung.

B. Institutionelle Arrangements

I. Eigenleistung

Die klassische Lösungsvariante „Eigenleistung“ im staatlichen oder kom-
munalen Verwaltungsapparat war im Wohlfahrtsstaat die bevorzugte Erbrin-
gungsform; auch heute ist sie vor allem bei vielen hoheitlichen oder sehr 
politiknahen Aufgaben immer noch bedeutsam. Die Eigenproduktion durch 
die Kernverwaltung hat den Vorzug direkter politisch-administrativer Steuer-
barkeit, kann indes mit bürokratischer Ineffizienz verbunden sein. 

II. Verselbstständigung

Eigenleistungen werden – zumal auf kommunaler Ebene – seit Jahrzehn-
ten vermehrt durch ausgegliederte, verselbstständigte Einrichtungen erbracht. 
In den Verwaltungswissenschaften wird von einem weltweiten Trend der 
Autonomisierung gesprochen. Dieser Trend hat zwei verschiedene Erschei-
nungsformen: Bildung von Agenturen (“Agencification”), vor allem auf der 
Ebene der Ministerialverwaltung, sowie Bildung öffentlicher Unternehmen 
(“Corporatization”) auf allen staatlichen Ebenen, u. a. auch auf der kommu-
nalen Ebene.
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Die deutschen Kommunen haben seit den 1990er Jahren immer mehr 
Aufgaben auf teilselbstständige Unternehmen ausgegliedert. Diese sind in 
letzter Zeit vor allem in GmbH-Form organisiert, die früher häufig genutzte 
Form des Eigenbetriebes ist hingegen stark rückläufig. Im Schnitt hat heute 
nach einer KWI-Studie jede (größere) Kommune rund 20 solcher Beteiligun-
gen, in denen bereits etwa 50% der kommunalen Beschäftigten tätig sind. In 
ca. 40% dieser kommunalen Beteiligungen sind überdies Private einbezo-
gen, d.h. es finden sich in hohem Maße Organisations-PPPs.5

In mittleren und größeren Städten haben sich im Zuge dieser Verselbst-
ständigungsprozesse komplexe konzernartige Strukturen herausgebildet, 
deren Steuerung der besitzenden Kommune häufig erhebliche Probleme 
bereitet.6 Es häufen sich Klagen aus der Praxis, dass den Kommunen und 
insbesondere deren politischer Leitung die zahlreichen Unternehmensbetei-
ligungen aus dem Ruder laufen und dass sie nur begrenzt in der Lage sind, 
auf diese einen hinreichenden steuernden Einfluss auszuüben.

Die Ursachen für diesen Verselbstständigungsprozess sind vielgestal-
tig, häufig werden Argumente wie ein Streben nach mehr Flexibilität, nach 
Haushaltsentlastung sowie eine Befreiung von einengenden Regelungen 
des Haushalts-, Dienst- und Vergaberechts genannt. Verselbstständigung 
kommunaler Einrichtungen kann zweifellos eine Reihe von Vorteilen haben 
(z. B. mehr Flexibilität, höhere Effizienz, geringere politische Konflikte, ge-
ringere rechtliche Restriktionen usw.). Sie kann auch ein erster Schritt hin 
zu PPP und/oder Privatisierung sein. Sie kann gleichzeitig jedoch auch ver-
schiedene Probleme bzw. Gefahren nach sich ziehen, über die bislang viel zu 
wenig nachgedacht wird:

Unzureichende Steuerbarkeit der Organisation durch Träger;tt

Fragmentierung des Gemeinwesens, zentrifugale Kräfte;tt

Zielwandel (Ökonomisierung, „Managerialisierung“);tt

Unklare Verantwortungsstrukturen, Legitimationsprobleme;tt

Ethikprobleme, z.B. ansteigende Korruptionsrisikentt 7.

Als Fazit zu dieser institutionellen Variante bleibt festzuhalten, dass ver-
selbstständigte öffentliche Einrichtungen durchaus Vorteile gegenüber an-
deren Erbringungsformen mit sich bringen können, dass sie jedoch einer 
wirksamen Rahmensteuerung durch ihren (staatlichen bzw. kommunalen) 
Träger bedürfen. Daran mangelt es gegenwärtig vielfach.

5	 KGSt und KWI der Universität Potsdam, Kommunale Betriebe in Deutschland. Abschlußbericht, 
2003. 

6	 Reichard, Die Stadt als Konzern: „Corporatization“ als Fortführung des NSM?, in: Bogumil et al. 
(Hrsg.), Perspektiven kommunaler Verwaltungsmodernisierung. Praxiskonsequenzen aus dem 
Neuen Steuerungsmodell, 2007, S. 55-64.

7	 Vgl. hierzu Maravic, Verwaltungsmodernisierung und dezentrale Korruption, 2007.
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III. Kooperation

Kooperation ist eine weitere – altbekannte und weit verbreitete – instituti-
onelle Lösung für die öffentliche Leistungserstellung. Strukturell stellen 
Kooperationen eine Lösung zwischen Markt und Hierarchie dar, was ent-
sprechende Steuerungsfolgen hat. Kooperationen erfolgen einerseits mit 
privaten Partnern (= PPP, einschließlich Nonprofit-Organisationen), ande-
rerseits mit öffentlichen Partnern unterschiedlichster Ebenen und Formen 
(„Public-Public“-Kooperation). Auf PPP wird hier nicht weiter eingegangen, 
da dies Gegenstand eines separaten Beitrags ist. Public-Public-Kooperation 
kann sowohl vertikal angelegt sein (Bund und/oder Länder mit Kommunen; 
siehe das aktuelle Beispiel der Hartz-IV-Arbeitsgemeinschaften) wie auch ho-
rizontal verlaufen. Im letzteren Fall spricht man auf Kommunalebene auch 
gerne von interkommunaler Zusammenarbeit (IKZ). Hierauf wird nachfolgend 
schwerpunktmäßig eingegangen. Es lassen sich drei grundlegende Erbrin-
gungsformen der IKZ herausarbeiten:

„Einer für alle“: eine Gemeinde erbringt Leistungen im Auftrag wei-tt

terer Partner;
Gemeinschaftliche Leistungserbringung;tt

Beauftragung einer separaten öffentlichen Einrichtung.tt

Abb. 2: Kooperationsformen nach Bindungsintensität. 
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Quelle: eigene Darstellung.

Analog zu PPP lassen sich – abgesehen von informellen Formen – zwei 
Grundtypen von Public-Public-Kooperationen unterscheiden: vertragliche 
und (kommunalverfassungs- bzw. gesellschaftsrechtlich) institutionalisierte 
Kooperationen.8 Bekannte Erscheinungsformen in der Praxis sind z.B. Ar-
beits- oder Verwaltungsgemeinschaften, Zweckvereinbarungen, Zweckver-
bände, Ämter (in einigen Gemeindeverfassungen) oder gemischt-öffentliche 
Unternehmen.9 

8	 Bauer, Verwaltungsverträge, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-Aßmann/Voßkuhle (Hrsg.), Grundlagen 
des Verwaltungsrechts, Bd. II, 2008, S. 1191 ff.

9	 Kooperation von Kommunalunternehmen (z.B. Joint Ventures) sind in Deutschland noch selten. 
In Italien bestehen hingegen große Kooperationen, z.B. das öffentliche Großunternehmen HERA 
spA in der Emiglia Romana, das sich aus 70 vereinigten Stadtwerken zusammensetzt.
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Obwohl altbekannt, haben Public-Public-Kooperationen in jüngerer Zeit 
deutlich zugenommen. Gemäß einer aktuellen österreichischen Umfrage10 
kooperieren 73% aller dortigen Kommunen mit zumindest einer weiteren 
Gemeinde (durchschnittlich sind es vier Partner); dabei nimmt die Intensität 
der Kooperation mit steigender Gemeindegröße ab. Besonders kooperati-
onsintensive Aufgaben sind z.B. Wasser/Abwasser, Abfall, Wirtschaftsförde-
rung/Tourismus, Beschaffungswesen. Obwohl hierzu keine Empirie vorliegt, 
scheint die Situation in Deutschland ähnlich zu sein. Die Motive von Public-
Public-Kooperationen sind denen von PPPs vergleichbar: Kosteneinsparun-
gen, Steigerung von Leistungs- und Verwaltungskraft, Synergieeffekte, Ar-
beitsteilung sowie der Austausch von Know-how werden häufig genannt.

Zusammenfassend können Public-Public-Kooperationen als guter Kom-
promiss zwischen Eigenleistung und völliger Fusion bewertet werden. Sie 
können zu Kostensenkungen sowie zu gestiegener Verwaltungskraft bei 
Erhalt politischer Eigenständigkeit führen. Problematisch ist allerdings die 
Tendenz zu unklarer, fragmentierter Verantwortungs- und Risiko-Verteilung 
mit der Gefahr der Entstehung von Überkapazitäten (man denke z.B. an die 
überdimensionierten Zweckverbände in Brandenburg). Aktuell wird die IKZ 
durch das EU-Vergaberecht (z.B. die Ausschreibungspflicht bei Zweckver-
bandsgründung) erschwert.

IV. Auslagerung

Auslagerungen von Aufgaben auf private Dritte sind eine zusätzliche Variante 
öffentlicher Leistungserbringung, die – obwohl seit langem bekannt – in jünge-
rer Zeit erheblich zugenommen haben. Dabei übertragen Staat respektive Kom-
mune, die jedoch die Gewährleistungsverantwortung behalten, eine Aufgabe 
vertraglich für eine gewisse Laufzeit teilweise oder vollständig auf Private (die 
Abgrenzung zu PPP ist hierbei fließend).11 In einigen Politikfeldern wie etwa 
dem Sozial- und Gesundheitswesen oder der Kinder- und Jugendhilfe gibt es in 
Deutschland ein tradiertes Auslagerungsmuster: die Aufgabenübertragung auf 
Nonprofit-Organisationen gemäß dem Subsidiaritätsprinzip. In jüngerer Zeit 
haben demgegenüber die Auslagerungen auf privat-kommerzielle Unterneh-
men zugenommen (= funktionale Privatisierung). Bezogen sich diese früher vor 
allem auf Annex- und Hilfsaufgaben, sind in der letzten Zeit zunehmend bür-
gerbezogene Leistungen, z.B. im Infrastruktur- oder Baubereich, betroffen.

Auch die radikalere Variante der materiellen Privatisierung, bei der der 
Staat eine Aufgabe dauerhaft und unter Einschluss der Gewährleistungs-
verantwortung auf Private abgibt, erfreut sich in deutschen Kommunen zu-

10	 Lummerstorfer, Interkommunale Zusammenarbeit – eine Organisationsalternative mit großen Po-
tenzialen zur Effektivitäts- und Effizienzsteigerung, 2006.

11	 Vgl. zur Auslagerung Proeller, Auslagerung in der hoheitlichen Verwaltung, 2002.
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nehmender Beliebtheit. Dahinter steht oft die neoliberale Erwartung, dass es 
„Private besser können“. 

Empirische Studien lassen indes erkennen, dass es bei beiden Varianten 
zu gemischten Ergebnissen gekommen ist.12 Zweifellos sind (kurzfristige) 
ökonomische Effizienzeffekte (Einsparungen beim Staat) möglich. Diese 
werden aber mit vielfältigen unerfreulichen Nebenwirkungen erkauft, wie 
Preissteigerungen für Kunden, Arbeitsplatzverluste, Ausschluss einkom-
mensschwacher Bevölkerungsgruppen von Leistungen, Qualitätsverschlech-
terungen (z.B. bei Wasser und beim ÖPNV), Risiko der Monopolbildung, Ge-
fahr des Leistungsausfalls, Externalisierung von sozialen oder ökologischen 
Effekten, Verlust von demokratischer Kontrolle sowie erhöhtes Korruptions-
risiko. Eine fehlende Balance von ökonomischen, sozialen und ökologischen 
Aspekten ist in vielen Fällen erkennbar. Als Regel lässt sich festhalten: Der 
Privatisierungserfolg hängt stark von funktionsfähigem Wettbewerb, von ef-
fektiver Regulierung und von sozialer/ökologischer Gegensteuerung ab.

C. Bewertung der institutionellen Alternativen

Welche institutionelle Lösung ist nun für eine Kommune die geeignetste? 
Es ist offensichtlich, dass es keinen „one best way“ gibt, sondern dass es auf 
den Einzelfall ankommt. Die Wahl zwischen Eigenleistung, Verselbstständigung, 
Kooperation oder Auslagerung ist vor allem im Hinblick auf die folgenden drei 
Aspekte zu treffen:

Welche Lösungsvariante bietet den Bürgern die Gewähr einer dauer-tt

haft und universell zugänglichen öffentlichen Leistungserbringung?
Welche Variante kann als die wirtschaftlichste Lösung eingeschätzt tt

werden?
Welche Variante ermöglicht der Kommune als Gewährleister und tt

Auftraggeber eine wirksame politisch-administrative Steuerung und 
Kontrolle der Leistungserbringung?

Es geht bei der Institutionenwahl also zum einen darum, dass die öffent-
lichen Leistungen nachhaltig an den Bürger erbracht werden. Zum ande-
ren kommt es darauf an, eine angemessene Steuerung und Kontrolle der 
erbrachten Leistungen vonseiten der gewährleistenden Kommune sicherzu-
stellen. Und überdies soll die gewählte Institution auch noch auf wirtschaft-
liche Weise tätig sein.

12	 Vgl. aktuell Weizsäcker/Young/Finger (Hrsg.), Grenzen der Privatisierung. Bericht an den Club of 
Rome, 2006.
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Die wirtschaftswissenschaftliche Diskussion um die Make-or-Buy-Frage, 
um die es bei der Institutionenwahl letztlich geht, stellt häufig vor allem auf 
die folgenden Kriterien ab13:

Wie strategisch relevant ist die betreffende Aufgabe für die Kommune? 
Dahinter steht die Annahme, dass wichtige Aufgaben lieber in Eigenregie 
erstellt werden, weil dabei Steuerung und Kontrolle wirksamer erfolgen kön-
nen und nötigenfalls rasch in den Erstellungsprozess eingegriffen werden 
kann.

Spielen bei dieser Aufgabe bestimmte „spezifische“ Ressourcen (z.B. Per-
sonal, Investitionen) eine Rolle, die Dritte nicht bereitstellen können? Die 
Ökonomen sprechen hier von Spezifität und raten zu Eigenerstellung, wenn 
diese hoch ist, da es sonst zu Qualitätseinbußen kommen kann.

Wie sind die Kosten der verschiedenen Varianten zu beurteilen? Hier sind 
neben den Produktions- bzw. Beschaffungskosten auch die Transaktionskos-
ten der verschiedenen institutionellen Lösungen zu beachten. Man nimmt 
an, dass diese bei Ausgliederung, Kooperation oder Vergabe – z.B. im Hin-
blick auf Funktionen wie Ausschreibung, Vertragsmanagement, Monitoring 
– höher sind als bei Eigenleistung.

Darüber hinaus können weitere Aspekte – z. B. bei Kooperationen – eine 
Rolle spielen14:

Synergieeffekte;tt

Qualität der Dienstleistung;tt

Flexibilität der Organisation;tt

Know-how-Erhaltung;tt

Mitarbeiter-Motivation.tt

Ein besonders wichtiges, leider oft vernachlässigtes Thema bei der Beurtei-
lung institutioneller Varianten ist die Möglichkeit der Steuerung der betreffen-
den Leistung respektive der diese erbringenden Organisation durch die ge-
währleistende Kommune. Bei Ausgliederungen und Kooperationen und viel 
mehr noch bei ausgelagerten Leistungen sollte die Kommune weiterhin in 
der Lage sein, die Erbringung der betreffenden öffentlichen Leistung – ins-
besondere, wenn es sich um strategisch wichtige Aufgaben handelt – in ge-
wohnter Qualität und zu angemessenen Kosten und Preisen auf verlässliche 
Weise sicherzustellen und den Erbringungsprozess entsprechend zu über-
wachen. Man muss sich klar darüber sein, dass die Steuerungsintensität und 
damit der Einfluss der Kommune mit dem Übergang von der Eigenleistung 
über die Kooperation zum Contracting-Out deutlich abnehmen. Wie zahl-
reiche Befunde aus der kommunalen Praxis zeigen, wird dies jedoch häufig 

13	 Naschold et al., Leistungstiefe im öffentlichen Sektor, 1996.
14	 Lienhard et al., Auslagerung der Aufgabenerfüllung im Kanton Luzern. Interdisziplinäre Grundla-

genstudie, 2003.
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übersehen. Schon beim derzeit oft beobachtbaren hemmungslosen Ausglie-
derungsprozess kommunaler Einrichtungen zeigt sich das – und in vielen 
Privatisierungsfällen wird das Steuerungsdefizit erst recht unübersehbar.

Die Steuerungsmöglichkeiten bei verschiedenen institutionellen Lösun-
gen nehmen in ihrer Wirksamkeit von der Verselbstständigung zur Privati-
sierung ab (siehe Abbildung 3). Verselbstständigte Einrichtungen befinden 
sich immer noch ganz oder teilweise im Eigentum der Kommune und die 
Kommune kann entsprechend ihre Eigentumsrechte geltend machen. Sie 
kann – je nach Rechtsform – hierarchisch eingreifen und über ihre Vertreter 
in den Aufsichtsgremien politisch einwirken. Insofern ist hier der Einfluss 
noch als einigermaßen wirksam einzustufen. Im Kooperationsfalle ist dies 
bereits schwieriger, da hier mehrere öffentliche Einrichtungen „das Sagen 
haben“. Entsprechend kann nur in Abstimmung mit den übrigen Partnern 
auf die entsprechende Einrichtung eingewirkt werden; nicht selten führt das 
zu Interessenkonflikten und endet in faulen Kompromissen. Bei den Varian-
ten Verselbstständigung und Kooperation hängt die externe Steuerungswirk-
samkeit in starkem Maße von den jeweiligen rechtlichen Regelungen ab. Je 
nach Rechtsform ergeben sich bestimmte Governance-Strukturen, die sich 
als mehr oder weniger steuerungswirksam erweisen15. Bei den Kooperatio-
nen kommt es demgegenüber vor allem auf die Ausgestaltung des Koopera-
tionsvertrages respektive der anderen bestehenden rechtlichen Regelungen 
(Satzungen usw.) an. Im Falle von Auslagerung kann die auftraggebende 
Kommune ausschließlich über den geschlossenen Leistungsvertrag steuern, 
dementsprechend ist der Einfluss auf den Leistungserbringer sehr begrenzt. 
Und im Falle der (materiellen) Privatisierung schließlich hat die Kommune 
nahezu alle ihre Einflussmöglichkeiten aufgegeben, denn sie hat die Aufga-
be ja einschließlich der bislang bestehenden Gewährleistungsverantwortung 
auf Private übertragen. Hier bleibt dem Staat nur noch der allgemeine Weg 
der Regulierung über entsprechende Gesetzgebung sowie über Aufsichtsgre-
mien, die als Regulierungsbehörden in den Marktprozess eingreifen (z.B. 
Netzagentur).

15	 Dieses Thema spielt seit einiger Zeit unter dem Schlagwort Corporate Governance auch im öffent-
lichen Sektor eine zunehmende Rolle; es gibt vertiefte Diskussionen darüber, wie die Governance-
Strukturen bei öffentlichen Unternehmen geregelt werden sollten und wie sich die Entschei-
der in den entsprechenden Gremien verhalten sollten (vgl. z.B. Schedler/Gulde/Suter, Corporate 
Governance öffentlicher Unternehmen. Ausgewählte Fragen zur Führung staatlicher Beteiligun-
gen, 2007; Reichard/Grossi, Corporate Governance von städtischen Holdings, in: Schaefer/Theuv-
sen (Hrsg.), Public Corporate Governance – Rahmenbedingungen, Instrumente, Wirkungen, Son-
derheft der ZögU, 2008.



70	 Christoph Reichard

Abb. 3: Steuerungsmöglichkeiten der institutionellen Alternativen.
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Kontrakt- 

management

Hierarchie,
Kontrakt- 

management

Marktanreize,
Kontrakt- 

management

Regulierung,
Marktanreize

Einwirkungs-
intensität des 
staatlichen Auf-
gabenträgers

+ 0 0 0 - - 0

Quelle: eigene Darstellung.

Versucht man nunmehr, noch einmal die verschiedenen Stärken und 
Schwächen der institutionellen Varianten Revue passieren zu lassen, so las-
sen sich die folgenden möglichen Vor- und Nachteile der institutionellen Al-
ternativen auflisten (siehe Abbildung 4).

Abb. 4: Denkbare Vor- und Nachteile der institutionellen Alternativen.

Institutionelle Variante Tendenzielle Vorteile Mögliche Schwach-
punkte

Eigenleistung in  
Kernverwaltung

gute Steuerungs
möglichkeiten

hohe Kosten,  
Bürokratisierungs
gefahr, Bürgerferne

Eigenleistung in verselbst-
ständigter Einrichtung

Flexibilität, Kostenvorteile, 
besserer Bürgerservice

Steuerungsprobleme,  
zentrifugale Kräfte,  
Zielverschiebungen  
(Ökonomisierung)

Public-Public-
Kooperation

Synergien, Kostenvorteile, 
Erhalt von Eigenständigkeit 
und politischer  
Gestaltungsmöglichkeit

Verantwortungszer-
splitterung, unklare 
Risikoverteilung, Ziel- 
und Interessenkonflikte

Contracting-Out;  
Privatisierung

Kapazitäts- und Kostenent-
lastungseffekte für Verwal-
tung, Know-how-Nutzung 
bei Privaten, Konzentration 
auf Kernaufgaben

Steuerungsprobleme, 
hohe Transaktionskos-
ten, höhere Kosten für 
Kunden, Qualitätsein-
bußen

Quelle: eigene Darstellung.
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Die Tabelle macht nochmals deutlich, dass es keine generell bevorzugens
werte institutionelle Lösung gibt. Vielmehr hängt es ganz vom Einzelfall ab, 
ob sich eine Kommune eher für die Eigenleistung, die Ausgliederung, Ko-
operation, Auslagerung oder Privatisierung entscheiden sollte. Die immer 
wieder beobachtbaren Moden, die eine der Varianten als besonders positiv 
herausstellen, sind insofern abzulehnen; sie können in vielen Fällen zu Fehl-
entscheidungen animieren.

D. Trends

Welche Trends sind für die Zukunft zu erwarten? Zunächst ist es wahr-
scheinlich, dass das derzeit (noch) in Richtung „private Leistungserbringung“ 
schlagende Pendel wieder in Richtung des öffentlichen Sektors zurückschwin-
gen wird. Erste Anzeichen von „Rekommunalisierungen“ und erkennbarer 
Bürgerwiderstand gegenüber Privatisierungen – etwa von Stadtwerken – bele-
gen diese Tendenz. Die Politik hat langsam begriffen, dass einige institutionelle 
Moden langfristig kritische (Neben-)Wirkungen haben können. Beispielsweise 
erkennen immer mehr Bürgermeister, dass sie kaum noch in der Lage sind, 
ihre komplexen Stadtkonzerne mit den zahlreichen Beteiligungen wirksam zu 
steuern. Daher plädieren sie – derzeit noch vereinzelt – für den Rücktransfer 
mancher dieser Einrichtungen in die kommunale Kernverwaltung.

Ein weiterer, bereits sichtbarer Trend ist der zu Netzwerken: Kommunale 
Leistungen werden verstärkt durch kooperierende Netze unterschiedlichster 
öffentlicher und privater Anbieter erbracht (Beispiel: Soziale Dienste, bei de-
nen unterschiedliche öffentliche, halböffentliche, gemeinnützige und privat-
kommerzielle Organisationen zusammenarbeiten). Darüber hinaus dürften 
interkommunale Kooperationen weiterhin zunehmen, weil sie wichtige Syner-
gien ermöglichen, oft eine sinnvolle Arbeitsteilung zulassen und nicht selten 
ein Gegengewicht zur Privatisierung darstellen (bspw. sind kommunale Ko-
operationen der aktuell wichtigste Trend in Schweizer Gemeinden). 

Besonders kräftige Impulse werden von der zukünftigen Entwicklung des 
E-Governments ausgehen, das neue Potenziale der interkommunalen, aber 
auch ebenenübergreifenden Kooperation bietet. Neue Formen von Shared 
Services sowie einer interorganisatorischen Trennung von Front und Back Of-
fices belegen schon heute diesen Trend.16

Alle diese Trends erhöhen den Druck auf die Kommunen, wirksame-
re Formen der Governance zu entwickeln, die nicht mehr allein auf hierar-
chischer und prozessualer Steuerung basieren, sondern auch vertragliche, 
marktmäßige sowie auf Vertrauen basierende Steuerungsmodi einbeziehen. 
Hier besteht erheblicher Analyse- und Gestaltungsbedarf für die Zukunft.

16	 Schuppan, Strukturwandel der Verwaltung mit E-Government, 2005.
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